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Erweiterung der Grundschule Münchener Str. 65, Ingolstadt: 3. Bauabschnitt (Abbruch 
Turnhalle und Eingangsgebäude, Fertigstellung Freisportanlagen und Freianlagen) 
- 1. ergänzende Projektgenehmigung 
(Referenten: Herr Hoffmann, Herr Engert) 
 
 
 
 
Ausschuss für Sport, Veranstaltungen und Freizeit vom  01.02.2023 
  
Herr Hoffmann geht auf die ergänzende Projektgenehmigung ein und teilt mit, dass diese 
aus zwei Gründen erforderlich sei. Der größere Teil ergebe sich aus der unerwarteten 
Entwicklung der Baupreise, insbesondere im Bereich der Landschaftsbau- und 
Außenanlagenarbeiten, welche um ca. 35 Prozent angestiegen seien. Bei der ursprünglichen 
Kostenberechnung aus dem Jahr 2019 habe man lediglich mit einer durchschnittlich 3-
prozentigen Baupreisanpassung pro Jahr gerechnet, die mit 135.000 Euro, zusammen mit 
den Gesamtkosten von 1,6 Mio. Euro, in der Vorlage ausgewiesen worden sei, erklärt Herr 
Hoffmann.  

Hinzukämen leider weitere Mehrkosten in Höhe von 215.000 Euro, die zum Teil auf seit 2019 
neu geschaffenen gesetzlichen Grundlagen basierten. Dies betreffe z.B. das Gebäude-
Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetz, welches nun den Bau von Ladestationen fordere. Auch 
die Spielgeräte des Schulhofes seien inzwischen in einem schlechteren Zustand als damals 
erhofft, so dass die Restlebensdauer nicht mehr wirtschaftlich ausfalle. Referent Hoffmann 
weist außerdem darauf hin, dass die Kosten für die Entwässerung der neuen Ballspielhalle in 
den Außenbereichen in Höhe von 17.000 Euro aus dem 2. Bauabschnitt auf den 3. 
Bauabschnitt verlagert werden solle und dieser Betrag dementsprechend im 2. Bauabschnitt 
weniger abgerechnet werde. Herr Hoffmann macht weiter darauf aufmerksam, dass auf der 
Baustelle im Bodenaufbau fest gebundener Asbest gefunden worden sei. Das liege auch 
daran, dass sich die Nachweisverfahren für Asbest in den letzten Jahrzehnten deutlich 
verbessert haben. Bisher soll aber zu keinem Zeitpunkt irgendeine Gefahr für Kinder 
bestanden haben oder bestehen, versichert Herr Hoffmann. Trotzdem müsse für den 
Abbruch ein bisher nicht geplanter „Schwarzbereich“ im Innern aufgebaut werden. Dieser sei 
nicht ganz günstig, aber auf jeden Fall nach den geltenden Vorschriften erforderlich. Erst 
wenn keinerlei Schadstoff mehr gemessen werden könne, dürfe ein Abriss vorgenommen 
werden, verdeutlicht Herr Hoffmann. 

 

Stadtrat Ettinger stimmt der Sitzungsvorlage zu, allerdings mit der Kritik, dass die Kosten um 
40 Prozent gestiegen seien. Die Ausschussgemeinschaft FDP/JU sei der Meinung, dass 20 
bis 30 Prozent Baukostensteigerung im Normbereich liegen.  

Stadträtin Kürten bedankt sich für die aufschlussreiche Vorlage und der detaillierten 
Erklärung der Baukostensteigerung. 

Stadtrat Wittmann wundert sich über die fehlende Unterschrift des Finanzreferenten bei der 
Bereitstellung des Nachtragshaushaltes. Niemand außer dem Stadtrat könne über die 
Aufstellung bzw. den Inhalt des Nachtragshaushaltes beschließen.   



Bürgermeisterin Dr. Deneke-Stoll geht davon aus, dass diesbezüglich in irgendeiner Form 
Kontakt mit dem Finanzreferenten aufgenommen worden sei. Zudem werde der 
Nachtragshaushalt ohnehin über die Kämmerei mit dem Finanzreferenten abgestimmt. 

Stadtrat Wittmann vertritt die Meinung, dass der Finanzreferent beim Nachtragshaushalt 
grundsätzlich zu einer Unterschrift verpflichtet sei. Es handle sich dabei um ein Signal für 
den Stadtrat zur finanztechnischen Sicherstellung des Nachtragshaushalts. Dies könne man 
gerne nochmal im Finanzausschuss hinterfragen, schlägt er vor. Ergänzend zum Wortbeitrag 
von Stadtrat Ettinger, kündigt Stadtrat Wittmann an, wenn nach dieser 1. ergänzenden 
Projektgenehmigung mit den 40 Prozent Baukostensteigerung noch einmal 20 bis 30 
Prozent hinzukommen würden, würde er die Vorlage ablehnen. Nach seinen Aussagen gebe 
es auch andere Beispiele, die zur selben Zeit den geplanten Zeit- und Kostenrahmen trotz 
Baukostensteigerungen einhalten haben können. Die Katholische Canisiusstiftung Ingolstadt 
habe die genehmigten Baukosten sogar um 14.800 Euro unterschritten, unterstreicht er. Man 
dürfe sich nicht daran gewöhnen, eine Kostensteigerung der genehmigten Kosten von 20 bis 
40 Prozent grundsätzlich zu tolerieren, auch in Zeiten der Pandemie und allgemeiner 
Preissteigerungen. Es bestehe jetzt schon die Gefahr, die Mittelfristplanung nicht mehr 
finanzieren zu können, warnt Stadtrat Wittmann. Aus diesem Grund möchte er grundsätzlich 
den Finanzreferenten mit im Boot haben.  

Bürgermeisterin Dr. Deneke-Stoll macht darauf aufmerksam, dass für solche finanziellen 
Belange der Finanzausschuss und nicht der Sportausschuss zuständig sei. Weiter weist sie 
darauf hin, dass der Baubeginn bereits für Mitte März 2023 anstehe und die Fertigstellung für 
Herbst/Winter 2023 vorgesehen sei. Deshalb gehe sie davon aus, dass nicht sehr viel mehr 
Kosten zusätzlich entstehen würden.  

Die Argumente, dass Finanzen nichts mit dem Sportausschuss oder anderen Ausschüssen 
zu tun haben sollen, weist Stadtrat Wittmann zurück. Die Verantwortung der Stadträte 
bestehe aus jedem Ausschuss heraus, kritisiert er. Auch in anderen Gremien säßen 
vollverantwortliche Stadträte, die sich mit Finanzthemen beschäftigen sollten. Er werde der 
heutigen Sitzungsvorlage seine Zustimmung geben, bittet aber gleichzeitig darum, in Zukunft 
etwas sensibler mit den Finanzen umzugehen.  

Herr Hoffmann bekräftigt, dass der Stadtverwaltung alles daran liege, günstig zu bauen. Man 
schreibe alle Arbeiten vorher aus und wenn man am Markt bessere Ergebnisse erziele, setze 
man diese selbstverständlich um. Man werde nicht irgendetwas aufgrund eines höheren 
Projektrahmens ausführen, unterstreicht er. Nach seinen Aussagen sei noch nicht alles 
ausgeschrieben, da man zügig mit dem Abriss der Halle beginnen möchte. In den 
Ausschüssen lege man nur Sachen vor, bei denen sich nach Meinung der Verwaltung am 
Markt im Moment keine Ergebnisse zu den ursprünglichen genehmigten Kosten erzielen 
ließen oder bei denen sich dies schon eingestellt hätte. Welche Submission welches 
Ergebnis erreicht habe, darüber wolle Herr Hoffmann im Finanzausschuss nochmal genauer 
berichten, um Transparenz zu schaffen. Wie andere Firmen wie z.B. INKoBau ihren 
Kostenrahmen in Zeiten der Preissteigerungen habe halten können, würde er selbst auch 
gerne in Erfahrung bringen, vielleicht durch früher erfolgte Ausschreibungen. Er den Vorwurf, 
dass andere günstiger bauten, schon häufiger in seinem Berufsleben zu hören bekommen. 
Herr Hoffmann würde sich wünschen, dass sich die Kosten auf einem Niveau einpendeln 
oder sogar wieder runtergehen, damit seine Mitarbeiter und er auch mal beweisen können, 
dass die von ihnen vorhergesagte Dinge hinterher auch eingehalten werden würden. Die 
Kostenberechnung von 2019 sei allerdings wirklich schon sehr lange her, so Herr Hoffmann.  

 
Mit allen Stimmen: 
Entsprechend dem Antrag befürwortet. 

 


